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Die obengenannte Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1966 wurde vom Herrn Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages mit Schreiben 
vom 12. Juli 1966 dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen mit Frist zum 12. Oktober 1966 
zur Behandlung zugewiesen. Es handelt sich um eine 
sogenannte Nachlaufverordnung, die im Bundes- 
gesetzblatt II am 9. Juli 1966 verkündet wurde und 
am 14. Juli 1966 in Kraft getreten ist. Der Bundestag 
hat gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes vom 14. Juni 
1961 (BGBl. I S. 737) ein Aufhebungsrecht. 

Auf Grund einer Entscheidung des Ministerrats 
der EWG vom 25. Mai 1966 ist der Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs der EWG für rohes Diosgenin 
(IS^/o des Wertes) bis zum 31. Dezember 1966 voll- 
ständig ausgesetzt worden. Der Ministerrat hat die 
Zollaussetzung vorgenommen, weil die Erzeugung 
von Diosgenin innerhalb der Gemeinschaft zur Zeit 
angesichts des Bedarfs der verarbeitenden Industrie 
nicht ausreichend ist. Die Maßnahme soll sich preis- 


dämpfend auf die Herstellung von Heilmitteln der 
Storoid-Hormon-Gruppe auswirken. 

Die Entscheidung des Ministerrats ist für alle 
Mitgliodstaaten verbindlich. Für Roh-Diosgenin gilt 
als deutscher Außen-Zollsatz bereits der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs der EWG. In der vorliegen- 
den Verordnung wird deshalb die Aussetzung des 
Zollsatzes unverändert in den Deutschen Zolltarif 
1966 übernommen. Der gegenüber den EWG-Mit- 
gliedstaaten und gegenüber Griechenland zur An- 
wendung kommende (Binnen-)Zollsatz darf nicht 
höher sein als der gegenüber Drittländern zur An- 
wendung kommende Zollsatz. Demgemäß werden in 
der Verordnung diese Binnenzollsätze (4,2 ®/o des 
Wertes) der Höhe des neuen Außenzollsatzes ange- 
glichen, d. h. auf „frei" festgesetzt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, die Aufhebung der 
Verordnung nicht zu verlangen. 


Bonn, den 22. September 1966 
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